
Nachschlagev/erk: ja 
BGHZ: nein

Allg. Bedingungen für die KraftverkVers» (AKB) § 7 I 2

a) Der Versicherungsnehmer, der den Unfallhergang gegen­
über der Polizei an der Unfalletolle falsch schildert, 
verletzt dadurch nicht seine Aufklärungspflicht, vjenn 
die Sicherung der Unfallspuren durch die falschen An­
gaben nicht beeinträchtigt und der Versicherer zutref­fend unterrichtet wird-

b) Durch Veränderungen am Unfallort, die der Versiche­
rungsnehmer aus gebotener Rücksicht auf die Sicher­
heit des Verkehrs vorniramt, verletzt er seine Auf- klärungspflicht nicht.

BUH, Urt.v. 22o Januar 1969 - rv ZR 527/68 - OLG Koblenz
LG Koblenz
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Der IVo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 8. Januar 1969 unter Mit­
wirkung des Senatspräsidehten Dr„ Hauß und der Bundes­
richter Johannsen9 Dr. Pfretzschner, Dr. Reinhardt und 
Br o Bukow

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 1a Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Koblenz vom 23. März 1966 wird zurückgewiesen»

Die Kosten der Revision werden der Beklagten 
auferlegt»

Von Rechts wegen 

Tatbestand^

Die Mutter des Klägers war als Halterin eines Ford- 
Personenkraftwagens bei der Beklagten gegen Haftpflicht 
versichert» Der Kläger, dem sie das Fahrzeug überlassen 
hatte, verursachte damit am 23. April 1963 einen Verkehrs­
unfall« Er bog gegen 22.20 Uhr aus der von Eich kommenden 
Straße nach links in die nach Andernach führende Landstraße 
172 (den sogenannten Rennweg) ein. Dabei mißachtete er das 
an der Einmündung aufgestellte Halteschild. Der auf seinem 
Motorroller aus Andernach kommende Hans O^Hlprallte 
gegen die vordere linke Seite des Kraftwagens und erlag 
noch an der Unfallstelle seinen Verletzungen.

Der Kläger stellte den Y/agen am rechten Straßenrand 
ab; in welcher Weise ist streitig. Dann zog er den wahr­
scheinlich noch lebenden OflH^von der Fahrbahn ebenfalls
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zun rächten Straßenrand und legte ihn hinter den Wagen 
nieder. Den Motorroller hockte er etwa zehn Meter vor 
seinen Fahrzeug - in Richtung .Andernach gesehen - auf.

Bei der Aufnahme des Unfalls durch den Polizeimei­
ster F^^erklärte der Kläger, er sei etwa 1 km vor der 
Unfallstellc aus einem Feldweg auf den Rennweg eingeho- 
gen und habe sich in Geradeausfahrt auf der rechten Fahr- 
hahnhälfte befunden; auf dieser sei ihm entgegenge-
kommen und frontal gegen den Wagen geprallt. Bei einer 
zweiten Vernehmung am Nachmittag des nächsten Tages be­
richtigte der Kläger 3eine Angaben. Er räumte nunmehr ein, 
aus der von Eich kommenden Straße ohne anzuhalten in den 
Rennweg eingobogen zu sein. Er gab weiter an, als er sein 
Fahrzeug nach dem Straßenverlauf ausgerichtet habe, sei 
ihn Cfl^Pduf der diesen linken Fahrbahnhälfte ent­
gegengekommen und sogleich aufgeprallt. Nach dem Unfall 
habe er, der Kläger, den Wagen hart am rechten Straßen­
rand zum Stehen gebracht. Den Verletzten und den Roller 
habe er von der Fahrbahn weggeschafft, tun weiteres Un­
glück zu verhüten.

Der Beklagten gegenüber hat der Kläger den Unfall 
nur in der zweiten (berichtigten) Form geschildert. Die 
Beklagte hat die Deckung des Schadens verweigert, weil 
der Kläger die *Ünfallörtlichkeit durch Fortschaffen sei­
nes Wagens, des Verletzten und des Rollers verändert und 
dadurch vorsätzlich seine Obliegenheit verletzt habe, 
alles zu tun, was zur Aufklärung des Tatbestandes und zur 
Hinderung des Schadens dienlich sein kann (§7 1 Abs. 2 AKB)»

Der Kläger hat die Feststellung der Deckungspflicht 
der Beklagten begehrt. Er hat behauptet, er habe den Kraft­
wagen in der nach dem Unfall erreichten Endstellung belas-
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sen und den Verletzten sowie den Roller nur aus Sicher­
heitsgründen wegen der herrschenden Dunkelheit an den 
Rand der stark befahrenen Straße geschaffte Seine un­
wahren Angaben gegenüber der Polizei habe er bereits 
berichtigt gehabt, ehe sie der Beklagten zur Kenntnis 
gelangten, und dieser gegenüber niemals aufgestellt.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat 
behauptet, der Kläger habe die Unfallörtlichkeit vor­
sätzlich so verändert, daß sie nicht mehr im Widerspruch 
zu seiner falschen Sachschilderung stand. Insbesondere 
habe er den Kraftwagen nachträglich in eine Geradeaus­
stellung hart am Straßenrand verbracht. Dadurch und 
durch seine wechselnden Angaben habe er der Beklagten 
eine Rekonstruktion des wahren Unfallhergangs unmöglich 
gemacht.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen; das Beru­
fungsgericht hat ihr stattgegeben. Mit der Revision er­
strebt die Beklagte die Wiederherstellung des landge­
richtlichen Urteils.

^.tscheidungsgründej_

Das Berufungsgericht hat in den zunächst unwahren 
Angaben des Klägers gegenüber dem vernehmenden Polizei- 
beanten keine Verletzung der Aufklärungspflicht erblickt;, 
weil der Kläger die falsche Unfallschilderung berichtigt 
habe, ehe sie für die Beklagte Bedeutung gewinnen konnte, 
und er dieser gegenüber den Hergang wahrheitsgetreu be­
richtet habe. Hinsichtlich der an der Unfallstelle be­
wirkten Veränderungen, so hat das Berufungsgericht weiter 
dargelegt, sei nicht erwiesen, daß der Kläger sie zu dem 
Zweck vorgenommen habe, die Aufklärung des Sachverhaltar
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zu erschweren» Das Verhalten des Klägers habe objektiv 
verständige Gründe gehabt»

Gegen diese Beurteilung greifen die Rügen der Revi­
sion nicht durch»

1. Das Berufungsgericht hat rechtlich zutreffend ent­
schieden, daß die Beklagte aus den ersten, vorsätzlich 
unwahren Angaben des Klägers im Ermittlungsverfahren kein 
Leistungsverweigerungsrecht herleiten kann» Der II» Zivil­
senat des Bundesgerichtshofs hat wiederholt ausgesprochen, 
daß da3 Verhalten des Versicherungsnehmers gegegenüber den 
Strafverfolgungsbehörden im Rahmen des § 7 I 2 AKB nur 
insoweit erheblich ist, als es zugleich das Aufklärungs­
interesse des Versicherers xmmittelbar berührt (vgl. Urteil 
von 19= Pcbruar 1968 - II ZR 12/66 s= VersR 1968, 385). Der 
erkennende Senat hat hieran festgehalten (Urteil vom 3= Ju­
li 1968 - IV ZR 509/68 - VersR 1968, 885). Eine falsche 
Schilderung des Hergangs bei der Aufnahme des Unfalls be­
rührt, das Aufklärungsinteresse des Versicherers vor allem 
dann unmittelbar, wenn die Polizeibeamten auf diese Weise 
davon abgehalten werden, nach allen vorhandenen Unfall­
spuren zu forschen und sie vollständig und richtig aufzu­
nehmen, Denn die Verkehrsunfallanzeige mit den darin fest­
gehaltenen objektiven Spuren bildet praktisch die Grund­
lage nicht nur für das Strafverfahren, sondern auch für 
die Auseinandersetzung des Versicherers mit dem Geschä­
digten, insbesondere in einem etwa zu führenden Haftpflicht­
prozeß. Wird die einwandfreie Aufnahme aller vorhandenen 
Spuren am Unfallcrt durch eine unrichtige Unfallschilde­
rung des Versicherungsnehmers beeinträchtigt oder ver­
eitelt, so ist diese Möglichkeit der Aufklärung anhand 
gesicherter Pakten in aller Regel auch dann unwiederbring­
lich verloren, wenn der Versicherungsnehmer später der
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Polizei und dem Versicherer sogar von vornherein eine 
wahrheitsgemäße Darstellung des Hergangs gibt. Im vor­
liegenden Fall haben sich die Polizeibeamten durch die 
Erzählung des Klägers unstreitig nicht davon abhalten 
lassen, alle vorhandenen Unfallspuren sachgerecht auf- 
zunehnen; sie haben diese sogar mit Erfolg zur anschlie­
ßenden Überführung des Klägers benutzt. Hiernach ist das 
Aufklärungsinteresse der Beklagten, soweit es bei der 
Aufnahme des Unfalls am Tatort auf dem Spiele stand, 
durch das anfängliche Fehlverhalten des Klägers nicht 
unmittelbar berührt worden. Die Meinung der Revision, 
daß unabhängig hiervon jede unwahre Sachschilderung des 
Versicherungsnehmers gegenüber der Polizei eine Verletzung 
der Aufklärungspflicht bedeute, kann nicht geteilt werden. 
Ist die Falschdarstellung freilich noch unberichtigt in 
den Ermittlungsakten enthalten, wenn der Versicherer 
sie einsieht und mangels einer besseren Unterrichtung 
durch den Versicherungsnehmer zur Grundlage seiner Ent­
schließungen macht, so wird auch dadurch sein Aufklä­
rungsinteresse unmittelbar berührt. Aber so lag es hier 
nicht. Das Berufungsgericht hat es mit Recht als ent­
scheidend angesehen, daß der Kläger seine falsche Dar­
stellung gegenüber der Polizei berichtigt hat, ehe sie 
für die Beklagte überhaupt Bedeutung gewinnen konnte, 
und daß er der Beklagten den Unfall von vornherein in 
der berichtigten Fassung geschildert hat. Unter diesen 
Umständen kann die Revision keine Verletzung der Auf­
klärungspflicht daraus herleiten, daß der Kläger in der 
Schadensmeldung vom 26. April 1963 auf die Polizeiakten 
Bezug genommen und verwiesen hat. Denn zu diesem Zeit­
punkt war die Berichtigung bereits in den Akten enthal­
ten, ganz abgesehen davon, daß die Beklagte durch die 
Schadensmeldung über den kritischen Punkt des Einbie- 
gens zutreffend unterrichtet war.
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Schließlich ist - entgegen der Meinung der Revision - 
das .Aufklärungsinteresse der Beklagten auch nicht dadurch 
beeinträchtigt worden, daß der Kläger durch seine anfäng­
lich falschen Angaben gegenüber der Polizei an persönli­
cher Glaubwürdigkeit verloren hat» Durch die Bloßstellung 
ungünstiger persönlicher Eigenschaften verletzt der Versi­
cherungsnehmer nicht seine Aufklärungspflicht. Im übrigen 
wäre für die von der Revision behandolte Frage, ob der 
Motorroller beleuchtet war, aus den Hinweisen des Klägers 
auch bei uneingeschränkter persönlicher Vertrauenswürdig­
keit nichts zu gewinnen gewesen. Denn der Kläger hat im 
Strafverfahren wie in der Schadenanzeige lediglich ange­
geben, er habe keinen Lichtschein gesehen und nehme des­
halb an, daß Oi^HP ohne Licht gefahren sei. Auf einen sol­
chen subjektiven Eindruck, der nur auf den Versuch einer Er­
klärung des Unfalls hinauslief, hätte sich auch bei unbe- 
zweifclbarer Aufrichtigkeit keine ernstliche latsachenbe- 
hauptung gegenüber dem Geschädigten gründen lassen.

2. Hinsichtlich der Veränderungen an der Unfallstelle 
hat das Berufungsgericht zutreffend darauf abgestellt, ob 
sich der Kläger bei seinem Verhalten von verständigen Grün­
den hat leiten lassen. Es hat damit dem Grundsatz Rechnung 
getragen, daß Inhalt und Umfang der Aufklärungspflicht vom 
Standpunkt eines verständigen und verantwortungsbewußten 
Versicherungsnehmers in dem für die Sachaufklärung maßgeb­
lichen Zeitpunkt zu beurteilen sind (BGH VersR 1968, 140). 
Dieser Gesichtspunkt entscheidet insbesondere dann, wenn 
die vorsicherungsrechtliche Obliegenheit in Widerstreit 
mit anderen Pflichten des Kraftfahrers gerät.

Auch die Revision will ersichtlich nicht bezweifeln, 
daß es in der Dunkelheit auf dem schnell und verhältnis­
mäßig lebhaft befahrenen Rennweg nicht anging, den Ver-
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letzten und den Motorroller auf der Fahrbahn liegen zu - 
lassen» Ein vernünftiger, nicht versicherter Kraftfahrer 
würde in gleicher Lage ebenso gehandelt haben v;ie der 
Kläger» Die Stellen, an denen er den Verletzten niederge­
legt und den Roller aufgebockt hatte, ließen auf den 
ersten Blick erkennen, daß beide aus der Gefahrenzone 
fortgeschafft worden waren und es sich nicht etwa um die 
Endlage nach dem Unfall handelte» Eine derartige, aus 
Sicherheitsgründen gebotene und keinen anderen Hergang 
vortäuschende Maßnahme ist dem Kläger zu Recht nicht als 
Verletzung seiner Aufklärungspflicht angelastet worden»
Ea die Lage nach dem Unfall in dem geschehenen Umfang 
verändert werden mußte, kann die Revision nicht mit der 
Rüge durchdringen, der Kläger:1 habe zugleich mit seinen 
Maßnahmen Raum für seine zunächst unrichtige Sachschil- 
dorung gegenüber den aufnehmenden Polizeibeamten geschaf­
fen»

Bas Berufungsgericht ist zu der Überzeugung gelangt, 
daß auch das Abstellen des Kraftwagens am rechten Straßen­
rand nicht dazu gedacht war, eine Aufklärung des Sachver­
halts zu verhindern, und zwar selbst dann nicht, wenn der 
Kläger entgegen seinem Bestreiten das Fahrzeug nach dem 
Anhalten noch ein kurzes Stück zurückgesetzt haben sollte. 
Biese Feststellung war möglich» Bas Berufungsgericht durf­
te davon ausgehen, daß für den Kläger die Notwendigkeit 
bestand, auch seinen Wagen so aufzustellen, daß er den 
Verkehr in der Dunkelheit nicht gefährdete, d.h. daß er 
das Fahrzeug ebenso v/ie den Verletzten und dessen Roller 
aus dem befallenen Straßenbereich fortschaffen mußte. Das 
konnte nur dadurch geschehen, daß der Kläger den Wagen in 
die Vorgefundene Endstellung brachte, nämlich hart am 
rechten Straßenrand und parallel zu diesem»Ob er diese 
Lage schon beim Ausrollen des Fahrzeugs oder erst nach
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kurzem Zurücksetzen erreicht hat, warai sich unerheblich, 
las Berufungsgericht hat seine Überzeugung, daß eine Ver- 
schleicrungsabsicht des Klägers auch bei einem etwaigen 
Rangieren keine Rolle gespielt hat, daraus gewonnen, daß 
er den Wagen jedenfalls in unmitteibarer Nähe der ent­
scheidenden und von ihm sicher nicht unbemerkten Unfall­
spuren (Blutlache, Glassplitter, eigene Fahrspur) hat 
stehen lassen, ohne diese zu verändern oder von ihnen ab­
zulenken o Pas Berufungsgericht durfte diese Umstände dahin 
würdigen, daß die Aufstellung des Wagens, gleichviel wie 
sie bewirkt worden war, auch in der Vorstellung des Klä­
gers kein geeignetes Mittel war, um den wahren Unfallher­
gang zu verschleiern. Zu einem anderen Schluß für den 
Fall, daß der Kläger den Wagen entgegen seiner Darstel­
lung nach dem Anhalten nochmals bewegt haben sollte, war 
das Berufungsgericht nicht gezwungen. *Auch das Abstrei­
ten selbst hätte hierzu nicht genötigt, weil es auf vie­
lerlei Gründen beruhen konnte und nicht bewußt wahrheits­
widrig zu sein brauchte. Unter diesen Umständen war es 
kein Verfahrensverstoß, daß das Berufungsgericht von 
einer weiteren Aufklärung durch Vernehmung des Polizei- 
raeiotero FWfe abgesehen hat.

Zu Unrecht rügt die Revision, wenn die Parsteilung 
des Klägers falsch sei* müsse eine Verletzung seiner 
Aufklärungspflicht unabhängig von dem Verschleierungs­
bemühen gegenüber der Polizei schon deshalb bejaht werden, 
weil or der Beklagten selbst unrichtige Angaben über die 
AuslaufStellung seines Wagens gemacht habe. Die Schadens­
meldung, in deren Rahmen der Kläger diesen Verstoß began­
gen haben soll, verhält sich hierüber nicht. Der Kläger 
hat in der Spalte ‘'Hergang" nur den Unfall selbst ge­
schildert, nicht aber sein Verhalten danach. Auch die 
kleine und unbeholfene Skizze sagt hierüber nichts aus.
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Bas miß die Beklagte gegen sich gelten lassen, weil sie 
die Ablichtung der Schadensmeldung seihst in der Revi­
sionsinstanz überreicht und sich darauf bezogen hat« Die 
Rüge ist danach gegenstandslos.

3. Die Revision war nach alledem als unbegründet
zurtickzuweisen.

Br. Hauß Bundesrichter Johannsen ist 
aus dienstlichen Gründen orts­
abwesend und daher an der Unter­
zeichnung verhindert

Br. Hauß

Dr. Pfretzschner Dr. Reinhardt Dr. Bukow
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